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Nachschlagewerk: ja 
BGHSt : ja

1. StPO §§ 200, 207, 265 Abs. 1; BRAO §§ 114, 116, 130

§ 114 Abs. 1 BRAO gehört nicht zu den Wanzuwendenden 
Strafvorschriften" im Sinne des § 200 Abs. 1 StPO.
Auf diese Bestimmung und ihre Änderungen muß nicht be­
sonders hingewiesen werden.

2. StGB § 2 Abs. 2; BRAO § 113

Für die Frage, wann eine Tat im Sinne des § 2 Abs. 2 StGB 
(begangen und) beendet ist, kommt es nach der gebotenen 
einheitlichen Betrachtung aller in demselben Verfahren 
festgestellten Pflichtverletzungen allein auf die (Be­
gehung und) Beendigung der zeitlich letzten Pflichtver­
letzung an (Anschluß an BGHSt 16, 237J 24, 81, 85/86;
27, 305).
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Der Bundesgerichtshof, Senat für Anwalts Sachen, hat in 
der Sitzung vom 15. Oktober 1979, an der teilgenommen 
haben:

Vorsitzender Richter am Bundesgerichtshof 
Dr. Vogt
als Vorsitzender,

die Richter am Bundesgerichtshof 
Hürxthal 
Laufhütte 
und Dr, Gribbohm

sowie die Rechtsanwälte 
Correll 
Siebecke 
und Schaefer 
als beisitzender Richter

Bundesanwalt Dr.
als Vertreter der Bundesanwaltschaft

Rechtsanwalt von 
als Verteidiger

Justi zange stellte
als Urkundesbeamter der Geschäftsstelle

für Recht erkannt:

Die Revision des Rechtsanwalts gegen das 
Urteil des Ehrengerichtshofs für Rechtsanwälte 
Berlin vom 21. November 1978 wird verworfen.

Der Rechtsanwalt trägt die Kosten des Rechts­
mittels.
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G r ü n d e  :

Das Ehrengericht hat den Rechtsanwalt wegen schuld­
hafter Verletzung seiner anwaltlichen Pflichten gemäß 
§§43, 113 BRAO zu einem Verweis und zu einer Geldbuße 
von 3*000 DM verurteilt. Gegenstand der Verurteilung 
sind Äußerungen des Rechtsanwalts als Verteidiger des 
Manfred G f l Ü B  an mehreren Verhandlungstagen im Sep­
tember und Oktober 1975 vor der Schwurgerichtskammer des 
Landgerichts Kaiserslautern und als Verteidiger des 
Jan-Carl am 28. Oktober 1975 vor dem 2. Strafsenat
des Oberlandesgerichts Stuttgart (Anschuldigungsschrift 
vom 12. Januar 1976), sein Verhalten als Verteidiger der 
Georgia n B I a m  15 * Juni 1976 vor einer Strafkammer 
des Landgerichts Berlin (Anschuldigungsschrift vom 
21. Juli 1976) sowie seine Äußerungen als Verteidiger 
des Fritz T f l H  in der Beschwerdeschrift vom 16. November 
1976 an den Ermittlungsrichter des Bundesgerichtshofs 
(Anschuldigungsschrift vom 14. Februar 1977). In weiteren 
vorgeworfenen Einzeläußerungen in diesem Zusammenhang hat 
das Ehrengericht keine schuldhafte Pflichtverletzung ge­
sehen.

Gegen das Urteil haben sowohl der Angeklagte als auch 
die Staatsanwaltschaft Berufung eingelegt. Der Angeklagte 
erstrebt mit einer anderen rechtlichen Wertung mindestens 
eines Teils der angeklagten Einzelfälle eine niedrigere 
Bestrafung; Ziel der Berufung der Staatsanwaltschaft, die 
in allen angeklagten Einzelfällen schuldhafte Pflichtver­
letzungen sieht, ist der Ausschluß des Rechtsanwalts aus 
dem Beruf. Durch das angefochtene Urteil hat der Ehren­
gerichtshof dem Rechtsanwalt unter Abänderung des Urteils 
des Ehrengerichts für die Dauer von achtzehn Monaten ver­
boten, in Strafsachen als Vertreter und Beistand tätig zu
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sein. Die weiter gehende Berufung der Staatsanwaltschaft 
und die Berufung des Rechtsanwalts hat er verworfen.

Die nach § 145 Abs. 1 Nr. 1 i. Verb. m. § 114 Abs. 1 
Nr. 4 BRAO, § 146 Abs. 1 und 3 Satz 1 BRAO i. Verb. m.
§ 345 StPO zulässige Revision des Rechtsanwalts, mit der 
er das Verfahren beanstandet und die Verletzung sachlichen 
Rechts rügt, bleibt erfolglos.

I. Verfahrensrüge

Weder die drei Anschuldigungsschriften noch der Be­
schluß des Ehrengerichts vom 8. Juni 1977, mit dem die 
Anschuldigungen zur Haupt Verhandlung zugelassen (§ 207 StPO) 
und die Verfahren miteinander verbunden worden sind, noch 
das erstinstanzliche Urteil enthalten einen ausdrücklichen 
Hinweis auf die Bestimmung des §114 BRAO, der die im ehren­
gerichtlichen Verfahren im Falle einer schuldhaften Pflicht­
verletzung eines Rechtsanwalts gemäß §§43, 113 BRAO in Be­
tracht kommenden ehrengerichtlichen Maßnahmen aufzählt, 
insbesondere auch nicht auf das durch das Gesetz zur 
Änderung des Strafgesetzbuches, der Strafprozeßordnung, 
des Gerichtsverfassungsgesetzes, der Bundesrechtsanwalts­
ordnung und des Strafvollzugsgesetzes vom 18. August 1976 v 
(BGBl. I 2181) eingefügte Verbot, auf bestimmten Rechtsge­
bieten als Vertreter und Beistand für die Dauer von einem - 
Jahr bis zu fünf Jahren tätig zu werden (§ 114 Abs. 1 Nr. 4 
BRAO nF), das der Ehrengerichtshof ausgesprochen hat. Es 
werden jeweils nur die §§ 43 und 113 BRAO angeführt. Ein 
ausdrücklicher Hinweis auf § 114 BRAO ist ausweislich der 
Sitzungsniederschrift auch nicht in den Haupt Verhandlungen 
vor dem Ehrengericht und dem Ehrengerichtshof gegeben wor­
den. Auch auf die vom Ehrengerichtshof angewendete Fassung
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des Änderungsgesetzes vom 18. August 1976, die bereits 
bei Erstellung der Anschuldigungsschrift vom 14. Februar 
1977 in Kraft war (Art. 8 aaO), ist bisher nicht aus­
drücklich hingewiesen worden.

Die Revision rügt Verletzung des § 265 Abs. 1 StPO 
i. Verb. m. §§ 130, 116 BRAO: Mangels eines Hinweises in 
den Anschuldigungsschriften auf § 114 BRAO sei der Rechts­
anwalt in das ehrengerichtliche Verfahren ohne die Mög­
lichkeit hineingegangen, auch nur annähernd den Spiel­
raum abschätzen zu können, innerhalb dessen eine Ent­
scheidung ergehen könne und nach welchem sich die An­
forderungen für eine angemessene Verteidigung richten 
müßten. Weil im ehrengerichtlichen Verfahren im Gegen­
satz zum Strafverfahren die Sanktionen nicht in den Straf- 
vorschriften, sondern in § 114 BRAO enthalten sind, sei 
es notwendig*diese Vorschrift anzuführen. Der Rechtsan­
walt sei, da das nicht geschehen sei, ohne rechtlichen 
Hinweis aufgrund eines anderen als des in der zugelassenen 
Anklageschrift aufgeführten Gesetzes verurteilt worden.

Die Rüge geht fehl. Nach § 116 BRAO gelten für das 
ehrengerichtliche Verfahren in erster Linie dessen Vor» 
Schriften und ist die Strafprozeßordnung ergänzend anzu­
wenden. Anders als in § 200 Abs. 1 Satz 1 StPO für die An­
klageschrift im Strafverfahren verlangt § 130 Satz 1 BRAO 
für die Anschuldigungsschrift im ehrengerichtlichen Ver­
fahren nicht die Bezeichnung der "anzuwendenden Straf Vor­
schriften" • Ob gleichwohl für die Anforderungen an die 
Anschuldigungsschrift § 200 Abs. 1 StPO ergänzend heran­
zuziehen ist, wie Isele (BRAO 1976 § 130 Anm. III 4 a )  
im Gegensatz zu Friedlaender (RRAO 1930 § 76 Rdn. 4 Abs. l) 
meint, ist zweifelhaft. Diese Frage bedarf indessen hier 
keiner Entscheidung. § 114 BRAO gehört Jedenfalls nicht
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zu den "anzuwendenden Strafvorschriften" im Sinne des 
§ 200 StPO. Durch § 200 i.V.m. § 207 StPO soll der 
Verhandlungsgegenstand für das Gericht bindend fest­
gelegt werden (BGHSt 16, 47, 48). Das geschieht durch 
die Bezeichnung des Tatgeschehens als historischen Vor­
gangs, in welchem die strafbare Handlung gesehen wird, 
und durch die Anführung der auf diese Straftat zu­
treffenden gesetzlichen Merkmale. Vorschriften über 
bloße Straffolgen der tatbestandsmäßigen Handlung, ein 
Hinweis auf die gesetzliche Strafdrohung der in der An­
klageschrift bezeichneten Straftat, gehören dagegen - eben- , 
sowenig wie andere Bestimmungen, die gleichermaßen für alle 
in Betracht kommenden Straftaten gelten (vgl. BGH NJW 1956, 
1246 Nr. 12 zu § 56 StGB a.F.; KMR Sax 6. Aufl. § 265 StPO 
Anm. 3 a ) -  nicht zum notwendigen Inhalt der Anklageschrift 
und müssen deshalb auch nicht auf genommen werden (vgl.
RGSt 30, 209? BGH Urteile vom 21. Februar 1952 - 4 StR 
933/51 - und vom 10. Juni 1 9 5 5 - 1  StR 199/55 BGHSt 
16, 47, 48; LwR Gollwitzer 23. Aufl. § 265 StPO Rdn. 8,
33, 34). § 114 Abs. 1 BRAO ist eine Bestimmung, die für 
alle schuldhaften Pflichtverletzungen eines Rechtsanwalts 
nach §§ 43, 113 BRAO die im ehrengerichtlichen Verfahren 
in Betracht kommenden ehrengerichtlichen Maßnahmen auf­
zählt, die Jeden Rechtsanwalt bei Erfüllung des gesetz- 
liehen Tatbestandes der BRAO treffen können.

Daraus folgt, daß ein Verstoß gegen die Hinweispflicht 
des § 265 Abs. 1 StPO nicht vorliegt. Diese Vorschrift ist 
bezogen auf die inhaltlichen Erfordernisse des Eröffnungs­
beschlusses (zugelassene Anklage, § 207 StPO). Sie enthält 
den Grundsatz, daß das Gericht, wenn es abweichend von ihm 
verurteilen will, den Eröffnungsbeschluß zuvor umgestalten 
muß, und daß der Angeklagte, solange dies nicht geschehen isl
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seine Verteidigung nur auf den Inhalt des Eröffnungs­
beschlusses einzurichten braucht (BGHSt 16, 47/49). Was 
aber nicht zum notwendigen Inhalt der Anklageschrift ge­
hört, kann auch nicht Gegenstand einer Umgestaltung der 
Strafklage nach § 265 Abs. 1 StPO sein (BGHSt 22, 336,
338). § 114 Abs. 1 BRAO, der nur die für alle Pflicht­
verletzungen eines Rechtsanwalts geltenden ehrengericht­
lichen Maßnahmen aufzählt, ist somit kein Strafgesetz 
im Sinne des § 265 Abs. 1 StPO. Die Hinweispflicht nach 
dieser Vorschrift besteht nur dann, wenn sich die Änderung 
des rechtlichen Gesichtspunktes in irgendeiner Weise auf 
den Schuldspruch auswirken kann (vgl. auch Gollwitzer aaOj 
Sax aaO). Deshalb kann die Vorschrift auch nicht dadurch 
verletzt sein, daß nicht auf die Neufassung des nur auf 
die Straffolgen bezogenen § 114 Abs. 1 BRAO hingewiesen 
worden ist.

Im übrigen beruht das Urteil nicht auf dem Fehlen 
eines ausdrücklichen Hinweises auf § 114 BRAO. Schon in 
der Hauptverhandlung vor dem Ehrengericht hatte der Ver­
treter der Staatsanwaltschaft in Anwesenheit des Rechts­
anwalts und seiner Verteidiger die Ausschließung des 
Rechtsanwalts aus dem Beruf beantragt (Bd. IV Bl. 1/4,
9 und 10 d.A.). In ihrer schriftlichen Berufungsbegründung 
vom 16. Februar 1978 (Bd. IV Bl. 45/49), die dem Verteidiger 
Rechtsanwalt Eschen auf seinen Antrag am 16. Oktober 1978 
noch vor der Hauptverhandlung vor dem Ehrengerichtshof über­
sandt worden ist (Bd. IV Bl. 89 d.A.), hebt die Staatsan­
waltschaft ausdrücklich darauf ab, daß der Rechtsanwalt 
ihrer unveränderten Ansicht nach für die Anwaltschaft nicht 
mehr tragbar sei. Die Ausschließung des Rechtsanwalts aus 
dem Beruf hat der Vertreter der Staatsanwaltschaft dann 
auch in der Hauptverhandlung vor dem Ehrengerichtshof
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beantragt (Bd. IV Bl. 105 d.A.). Da es in dieser Haupt­
verhandlung in erster Linie um den Ausschließungs­
antrag ging und beide Verteidiger dazu ausdrücklich 
Stellung genommen haben (Bd. IV Bl. 105/106 d.A.), 
ist nach alledem ausgeschlossen, daß sich der eben­
falls rechtskundige Rechtsanwalt im Falle eines, forma­
len Hinweises auf die Bestimmung des § 114 BRAO an­
ders als geschehen hätte verteidigen können (vgl.
BGHSt 2, 250; BGH, Urteil vom 17. Januar 1974 - 4 StR 
601/73 - bei Dallinger MDR 1974, 548). Von einer Über­
raschung, vor der der Hinweis nach § 265 Abs. 1 StPO 
schützen soll (BGHSt 18, 66, 68; 25, 287/289), kann 
damit keine Rede sein.

Das gilt auch im Hinblick auf die anzuwendende Fas­
sung der Bundesrechtsanwaltsordnung. Die Revision führt 
selbst an, daß "die Anwendbarkeit des § 114 in der Neu­
fassung aufgrund des Gesetzes vom 18. August 1976 (BGBl I 
2181) zu einer der tragenden Rechtsfragen dieses Verfah­
rens wurde". Der Verteidiger Rechtsanwalt von P f l l H H B  
hat in der Hauptverhandlung vor dem Ehrengerichtshof 
ausdrücklich zu dem "in Betracht" gezogenen "Teil"-Ver- 
tretungsverbot Stellung genommen (Bd. IV Bl. 106 d.A.). 
Das Urteil kann danach nicht auf einem (fehlerhaft un­
terlassenen) Hinweis auf die geltende Fassung des § 114 
BRAO beruhen.

II. Sachbeschwerde

1. Das Urteil des Ehrengerichtshofs unterliegt im 
vollen Umfang der sachlich-rechtlichen Nachprüfung durch 
das Revisionsgericht. Der Rechtsanwalt und seine Vertei-
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diger haben zwar vor Beginn der Hauptverhandlung 
vor dem Ehrengerichtshof schriftlich erklärt, daß 
die "Berufung auf die Art der gegen" den Rechtsan­
walt "verhängten Maßnahmen beschränkt" werde, "näm­
lich auf die ausgesprochene Geldbuße, die in Wegfall 
kommen soll" (Bd. IV Bl. 98 d.A.). Auch heißt es 
zunächst im angefochtenen Urteil, daß die Berufung 
"auf das Strafmaß beschränkt wurde" (UA 3). Gemeint 
war damit aber ersichtlich nur ein Zugeständnis des 
äußeren Sachverhalts, nicht etwa eine Beschränkung 
des Rechtsmittels in der Weise, daß die zugestandenen 
Tatsachen in allen Einzelfällen den Tatbestand schuld­
hafter Pflichtverletzungen erfüllen und der Schuld­
spruch in dem vom Ehrengericht angenommenen Umfang 
rechtskräftig sein solle. Das folgt nicht nur aus der 
Berufungseinlegung, nach der (zwar) "mit dem Rechts­
mittel nicht die Freisprechung im vollen Umfang begehrt 
wird, jedoch das Rechtsmittel formell nicht auf das 
Maß der Maßnahme beschränkt wird" (Bd. IV Bl. 35 d.A.).
Das ergibt sich vor allem auch aus der aus den Gründen 
des angefochtenen Urteils ersichtlichen Verhandlung 
vor dem Ehrengerichtshof, in der der Rechtsanwalt nur 
den äußeren Sachverhalt eingeräumt, jedoch für einen£ wesentlichen Teil der Vorfälle eine schuldhafte Pflicht­
verletzung geleugnet hat und sich der Ehrengerichtshof 
mit allen Vorfällen rechtlich auseinandersetzt (UA 17 ff).

2. Die sachlich-rechtliche Nachprüfung des Urteils 
hat keinen Rechtsfehler zum Nachteil des Rechtsanwalts 
aufgedeckt. Mit rechtlich nicht zu beanstandenen Erwä­
gungen hat der Ehrengerichtshof in dem unter IV der 
Urteilsgründe bezeichneten Umfang die unter III fest-
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gestellten Äußerungen des Rechtsanwalts und sein 
sonstiges Verhalten vor und gegenüber Gerichtsperso­
nen und anderen Verfahrensbeteiligten als schuldhaf­
te Pflichtverletzungen i.S. der §§ 43, 113 BRAO gewer­
tet und sein Gesamtverhalten (BGHSt 27, 305) mit einem 
zeitigen Vertretungsverbot nach § 114 Abs. 1 Nr. 4 
BRAO geahndet. Auch die angeordnete Dauer des Verbots 
von achtzehn Monaten läßt keinen Rechtsfehler erkennen.

Entgegen der Auffassung der Revision steht der 
Ahndung des standeswidrigen Verhaltens des Rechtsan­
walts durch ein zeitiges Vertretungsverbot nach § 114 
Abs. 1 Nr. 4 BRAO auch nicht der Umstand entgegen, daß 
nur die als standeswidrig beanstandeten Äußerungen des 
Rechtsanwalts als Verteidiger des Fritz TflHH in der 
Beschwerdeschrift vom 16. November 1976 nach Inkraft­
treten der neuen Bestimmung (18. September 1976 - Art. 8 
aaO), die übrigen im angefochtenen Urteil festgestell­
ten Pflichtverletzungen dagegen vor diesem Zeitpunkt be­
gangen worden sind. Wird die Strafdrohung, wie hier durch 
das Änderungsgesetz vom 18. August 1976, während der Be­
gehung einer Tat geändert, so ist nach § 2 Abs. 2 StGB, 
der Rechtsgrundlage auch für das ehrengerichtliche Ver­
fahren ist (vgl. BGHSt 28, 333, 336, 337), das Gesetz 
anzuwenden, das bei der Beendigung der Tat gilt. Das ist 
hier § 114 Abs. 1 BRAO in der Neufassung. Im ehrenge­
richtlichen Verfahren gegen einen Rechtsanwalt darf ein 
Sachverhalt, auch wenn er sich aus mehreren Anschuldi­
gungspunkten zusammensetzt, nur einheitlich beurteilt 
und kann die Frage, ob der Rechtsanwalt seine Pflichten 
schuldhaft verletzt hat, nur einheitlich entschieden wer­
den (BGH ständ. Rechtspr., vgl. BGHSt 16, 237; 24, 81, 
85/86; BGH, Urteil vom 5. Dezember 1977 - AnwSt (R) 5/77 =
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BGHSt 27, 305 = LM Nr. 9 zu § 113 BRAO). Für die 
Frage, wann im Sinne des § 2 Abs. 2 StGB die einem 
Rechtsanwalt vorgeworfene einheitliche Standespflicht­
verletzung begangen und in welchem Zeitpunkt sie be­
endet ist, kommt es deshalb allein auf die Begehung 
und Beendigung der zeitlich letzten festgestellten 
Pflichtverletzung an. § 2 Abs. 3 StGB, der eine Ge- 
setzesänderung nach der Beendigung der Tat voraus­
setzt, findet mithin vorliegend keine Anwendung. Der 
Grundsatz der einheitlichen Betrachtungsweise aller

ten Pflichtverletzungen läßt auch für eine von dem 
Rechtsanwalt geforderte unterschiedliche "Gewichtung" 
der vor und nach der Gesetzesänderung begangenen 
Pflichtverletzungen keinen Raum.

 ̂ &
in demselben ehrengerichtlichen Verfahren festgestell-

Vogt Hürxthal Laufhütte Gribbohm
Correll Siebecke Schaefer
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